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Auf die Anfrage Nr. 234/J der Abgeordneten Dr. Gugerbauer und 

Mag. Haupt vom 20. Dezember 1990 betreffend geplante Müll­

deponie im Bezirk Schärding beehre ich mich, folgendes mitzu­

teilen: 

ad 1 bis 4: 

Nach den mir vorliegenden Informationen existieren keine 

konkreten Planungen für eine Deponie in Schärding. Vom Amt 

der Oberösterreichischen Landesregierung wurde mitgeteilt, 

daß lediglich Zivilingenieure für Wasserwirtschaft und für 

Geologie mit einer flächendeckenden Untersuchung des Innvier­

tels beauftragt wurden, um geeignete Deponiestandorte zu er­

mitteln. Erst nach Abschluß dieses Auftrages können Vorarbei­

ten für die Schaffung neuer Deponien in den Bezirken des 

Innviertels begonnen werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich jedoch grundsätzlich auf 

die von meinem Ressort gemeinsam mit dem Bundesministerium 

für Land- und Forstwirtschaft herausgegebenen "Richtlinien 

für Mülldeponien" verweisen, in denen unter anderem klare 

Anforderungen an die Planung, die Errichtung und den Betrieb 

von Hausmülldeponien festgelegt sind. 
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Darin sind Maßnahmen zur langfristigen Sickerwasserminimie­

rung erst dann vorgesehen, wenn die Abbauvorgänge soweit 

fortgeschritten sind, daß es zu keiner Deponiegasbildung mehr 

kommt. Vorher ist eine bestimmte Höhe des wassergehaltes des 

Mülls zur Aufrechterhaltung der gewünschten Abbaureaktionen 

sogar wünschenswert, zu ihrer Unterstützung kann auch eine 

Sickerwasserkreislaufführung durchgeführt werden. 

Die Minimierungsmaßnahmen sind danach zu unterscheiden, ob es 

sich um berei ts fertig geschüttete Teilbereiche ha;ndel t oder 

um solche, die noch nicht geschüttet sind. Bei letzteren soll 

die Minimierung des Sickerwassers etwa durch entsprechende 

Windexposition, Ausbildung der Böschungen, Aufbau der Abdeck­

schicht und durch die Wahl der entsprechenden vegetations­

form erfolgen. 

Entgasungsmaßnahmen sollen so früh als möglich, vorzugsweise 

bereits während des Betriebes, einsetzen. Dabei ist sowohl 

eine passive als auch eine aktive Entgasung möglich. Bei der 

passiven Entgasung entweicht das Gas aus dem Deponiekörper 

durch den Eigendruck; bei der aktiven Entgasung wird das Gas 

durch geeignete Fördereinrichtungen aus dem Deponiekörper 

abgesaugt. 

Auch hinsichtlich einer Eingangskontrolle sowie einer Erklä­

rung des Abfallanlieferers über die Abfallart bzw. -zusammen­

setzung finden sich konkrete Regelungen in den "Richtlinien 

für Mülldeponien". 

ad 5: 

Nach Auskunft der Oberösterreichischen Landesregierung ist 

geplant, die Bevölkerung bei einer künftigen Standortfest­

legung in breitem Rahmen einzubinden. weiters soll im zuge 

der Erstellung des Abfallwirtschaftskonzeptes, die bis Mitte 

1991 abgeschlossen sein soll, eine Diskussionsphase unter 

Einbeziehung interessierter Bevölkerungsgruppen stattfinden. 
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Dabei handelt es sich jedoch durchwegs um den Vollzugsbereich 

des Oberösterreichischen Abfallwirtschaftsgesetzes. 

ad 6: 

Seitens des Amtes der Oberösterreichischen Landesregierung 

wurde ausgeführt, daß die Gemeinden des Bezirkes Schärding im 

Dezember 1990 einen Abfallverband gegründet haben. Dieser 

Verband hat sich als erste Aufgabe die Ausarbeitung eines 

Abfallwirtschaftskonzeptes für den Bezirk Schärding mit dem 

Ziel einer optimalen Abfallvermeidung und -verwertung ge­

setzt. 

ad 7: 

Im Bezirk Schärding bestehen vier Altstoffsammelzentren, ein 

weiteres ist in Vorbereitung. In allen Gemeinden gibt es 

papier- und Glascontainer. Weiters lauf~n in fast allen Ge­

meinden Aktionen zur Förderung der Kleinkompostierung. 
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